
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Jürgen Pohl, René Springer,
Sebastian Münzenmaier und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/19976 –

Kosten und Nutzen des Gesetzes zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung
und für mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung
(Qualifizierungschancengesetz, Bundestagsdrucksache 19/4948)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Das Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr Schutz 
in der Arbeitslosenversicherung (Qualifizierungschancengesetz; Bundestags-
drucksache 19/4948), welches zum 1. Januar 2019 in Kraft getreten ist, stellt 
einen signifikanten Teil der Qualifizierungsoffensive des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) dar. Im Rahmen dieses Gesetzes sollen Be-
schäftigte erweiterten und erleichterten Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen 
erhalten, um ihre Beschäftigungssituation entweder zu verbessern oder gege-
benenfalls zu sichern. Entsprechende Weiterbildungsmaßnahmen sollen unab-
hängig von Qualifikation, Lebensalter und Betriebsgröße gewährt werden, so-
fern die Beschäftigten von Folgen des digitalen Strukturwandels betroffen 
sind; weitere Adressaten dieses Gesetzes sind ebenfalls Beschäftigte in Man-
gelberufen. Das Qualifizierungschancengesetz umfasst neben der Zahlung von 
Weiterbildungskosten auch die Möglichkeit der Bezuschussung zum Arbeits-
entgelt (Artikel 1 zu § 82 Absatz 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – 
SGB III), beides ist jedoch grundsätzlich kofinanziert (Arbeitgeber und öffent-
liche Hand) und an die Unternehmensgröße gebunden. Weiterhin soll durch 
dieses Gesetz der Zugang zur Arbeitslosenversicherung erleichtert werden 
(Artikel 2 zu § 447 Absatz 2 SGB III). Dies geschieht durch die Erweiterung 
des Zeitraumes, in dem die Mindestversicherungszeit erfüllt werden muss. 
Mussten Anspruchsteller früher innerhalb von 24 Monaten einen Versiche-
rungszeitraum von 12 Monaten erfüllen, so reicht es seit dem 1. Januar 2020, 
diesen Zeitraum innerhalb von 30 Monaten zu erreichen; zusätzlich wurde die 
Sonderregelung der verkürzten Anwartschaft für überwiegend kurzbefristet 
Beschäftigte bis Ende Januar 2022 verlängert (Artikel 2 SGB III). Als weitere 
Maßnahme im Zuge dieses Gesetzes wurde die Absenkung des Arbeitslosen-
versicherungsbeitrages um 0,4 Prozentpunkte vorgenommen und per Verord-
nung um weitere 0,1 Prozentpunkte befristet bis zum 31. Januar 2022 (s. D. 
Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand). Somit liegt der Beitragssatz zur 
Arbeitslosenversicherung derzeit bei 2,5 Prozent.
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All diese Maßnahmen haben zum Ziel, die Beschäftigungsquote durch Weiter-
bildung und erhöhte Qualifikation zu verbessern bei gleichzeitiger Entlastung 
der Unternehmen durch Senkung des Arbeitslosenversicherungsbeitrages.

Nach nunmehr einem Jahr, seitdem dieses Gesetz in Kraft getreten ist, scheint 
die Effektivität und der Erfolg aus Sicht der Fragesteller jedoch fraglich, wie 
ein Blick auf die aktuelle Arbeitslosenstatistik zeigt (Quelle: https://de.statist
a.com/statistik/daten/studie/1239/umfrage/aktuelle-arbeitslosenquote-in-deuts
chland-monatsdurchschnittswerte/).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Nach dem Qualifizierungschancengesetz hat die Bundesregierung dem Deut-
schen Bundestag in jeder Legislaturperiode, beginnend mit dem Jahr 2020, 
über die Förderung der beruflichen Weiterbildung und die Entwicklung der 
Ausgaben zu berichten (§ 447 Absatz 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch – 
SGB III). Die Bundesregierung wird dieser Verpflichtung im Herbst 2020 nach-
kommen und in diesem Zusammenhang auch zur Entwicklung in der Weiterbil-
dungsförderung Beschäftigter berichten. Im Rahmen des Inkrafttretens des 
Qualifizierungschancengesetzes hat die Bundesagentur für Arbeit (BA) ihr 
Weiterbildungsengagement im Jahr 2019 erheblich ausgeweitet. So hat sich die 
Zahl der Eintritte in geförderte Weiterbildungen im Jahr 2019 im Vergleich zum 
Vorjahr insgesamt deutlich erhöht, die Zahl der Eintritte in mit Arbeitsentgelt-
zuschuss geförderten Beschäftigten hat sich mit rd. 26.000 gegenüber dem Jahr 
2018 nahezu verdoppelt.
Vor dem Hintergrund des Qualifizierungschancengesetzes, der Beitragssatzver-
ordnung 2019 sowie der Ersten Verordnung zur Änderung der Beitragssatzver-
ordnung 2019 weist die Bundesregierung darauf hin, dass der Beitragssatz zur 
Arbeitsförderung abweichend von der Vorbemerkung der Fragesteller derzeit 
2,4 Prozent beträgt.

 1. Wie viele Arbeitnehmer in sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnissen in Deutschland haben im Jahr 2019 an einer Weiter-
bildungsmaßnahme im Rahmen des Qualifizierungschancengesetzes teil-
genommen (bitte nach Voll- und Teilzeitarbeitsverhältnissen aufschlüs-
seln)?

Im Jahr 2019 begannen nach Angaben der BA bundesweit rund 34.600 Perso-
nen eine Maßnahme der Beschäftigtenqualifizierung. Weitere Ergebnisse kön-
nen der Veröffentlichung „Förderung der beruflichen Weiterbildung (FbW) – 
Dezember 2019“, Tabelle 5 (im Auswahlfenster auf „Beschäftigtenqualifizie-
rung“ filtern), entnommen werden, die auf den Internetseiten der Statistik der 
BA unter folgendem Link abgerufen werden kann:
http://bpaq.de/bmas-a17.
Mit Inkrafttreten des Qualifizierungschancengesetzes zum 1. Januar 2019 wur-
de die Möglichkeit der Förderung der beruflichen Weiterbildung Beschäftigter 
erweitert. Der Schwerpunkt der Beschäftigtenqualifizierung liegt im Rechts-
kreis SGB III. Im SGB III wird erfasst, ob es sich um die Förderung von Be-
schäftigten handelt. Damit ist die Darstellung der Entwicklung der Beschäftig-
tenqualifizierung unter Berücksichtigung der rechtlichen Zugangsvorausset-
zung möglich. Vorjahresvergleiche sind nur unter Berücksichtigung des Struk-
turbruches möglich. In den Jobcentern ist derzeit keine gesonderte Erfassung 
der Beschäftigtenqualifizierung möglich. Beschäftigtenqualifizierung umfasst 
Förderungen nach § 81 Abs. 2 SGB III i. V. m. § 16 Zweites Buch Sozialge-
setzbuch (SGB II) sowie § 82 SGB III i. V. m. § 16 SGB II. In den Jobcentern 
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in gemeinsamer Einrichtung werden alle Förderungen nach § 82 SGB III 
i. V. m. § 16 SGB II berücksichtigt, sowie Personen, die nach § 81 Abs. 2 SGB 
III i. V. m. § 16 SGB II gefördert werden und vor Beginn der Förderung sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt sind. In den Jobcentern in zugelassener kom-
munaler Trägerschaft werden alle Förderungen nach § 81 und § 82 SGB III 
i. V. m. § 16 SGB II berücksichtigt, die vorher sozialversicherungspflichtig be-
schäftigt sind. Damit ergeben sich leichte Unschärfen in den Ergebnissen, da 
ggf. Nebenbeschäftigungen vorliegen oder sich der Förderbeginn und das Be-
schäftigungsende/-beginn überschneiden.

 2. Wie viele dieser Arbeitnehmer sind davon in Kleinstunternehmen (unter 
zehn Beschäftigten), kleinen und mittleren Unternehmen (unter 250 Be-
schäftigten), größeren Unternehmen (über 250 Beschäftigte) und großen 
Unternehmen (über 2 500 Beschäftigte) beschäftigt?

Die Frage nach der Größe des Beschäftigungsbetriebs kann auf Basis der Anga-
ben zur Fördergrundlage beantwortet werden. Hier liegen allerdings keine In-
formationen der zugelassenen kommunalen Träger vor. Auch kann die vollstän-
dige Jahressumme 2019 nicht gebildet werden, da die Erfassung der Förder-
grundlage und damit eine Auswertung nach Betriebsgröße erst seit März 2019 
möglich ist. Nach Angaben der BA gab es im Zeitraum März bis Dezember 
2019 bei Förderungen gem. § 82 SGB III bzw. i. V. m. § 16 SGB II insgesamt 
rund 9.500 Eintritte. Davon entfielen 35 Prozent der Eintritte auf Kleinstbetrie-
be (1 bis 9 Beschäftigte), 53 Prozent auf kleine und mittlere Betriebe (10 bis 
249 Beschäftigte), 8 Prozent auf Betriebe mit 250 bis 2.499 Beschäftigten und 
4 Prozent auf Großbetriebe und Großbetriebe mit vertraglichen Vereinbarungen 
(mind. 2.500 Beschäftigte).

 3. Wie hoch sind die Weiterbildungskosten, die im Rahmen dieses Gesetzes 
übernommen worden sind (bitte nach der Unternehmensgröße gemäß 
Frage 2, durchschnittlich pro Teilnehmer und gesamt aufschlüsseln)?

In welchem Umfang Ausgaben auf das Qualifizierungschancengesetz entfallen, 
kann von der BA nicht ausgewiesen werden.

 4. Wie hoch sind die Median-Arbeitsentgelte der Beschäftigten, die an einer 
Weiterbildungsmaßnahme im Rahmen dieses Gesetzes teilgenommen ha-
ben (bitte ebenfalls nach Unternehmensgröße gemäß Frage 2 aufschlüs-
seln)?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

 5. Welche Branchen haben den höchsten Bedarf an Weiterbildungsmaßnah-
men angemeldet?

Als Indikator für den Bedarf an Weiterbildungsmaßnahmen können die Eintrit-
te nach Wirtschaftszweig des Beschäftigungsbetriebs herangezogen werden. 
Die meisten Eintritte gab es nach Angaben der BA im Gesundheits- und Sozial-
wesen (13.900 Eintritte in Beschäftigungsqualifizierung im Jahr 2019), gefolgt 
vom Verarbeitenden Gewerbe und den sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistun-
gen (jeweils 3.900 Eintritte), dem Baugewerbe (2.700 Eintritte) und dem Wirt-
schaftszweig Verkehr und Lagerei (2.400 Eintritte).
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Weitere Ergebnisse nach wirtschaftsfachlicher Differenzierung können Tabelle 
1 entnommen werden.

 6. Wie hoch ist der Betrag der Bezuschussung zum Arbeitsentgelt bei Wei-
terbildungsmaßnahmen in den einzelnen Berufen (bitte nach der Unter-
nehmensgröße gemäß Frage 2, durchschnittlich pro Teilnehmer und ge-
samt aufschlüsseln)?

Angaben zum absoluten Betrag der Bezuschussung liegen nicht vor. Ausgewie-
sen wird die durchschnittliche Förderhöhe des Arbeitsentgeltzuschusses als 
prozentualer Anteil am Bruttoarbeitsentgelt. Nach Angaben der BA lag dieser 
im Jahr 2019 über alle Berufe hinweg bei 52 Prozent.
Ergebnisse nach berufsfachlicher Differenzierung Tabelle 2 entnommen wer-
den. Eine Differenzierung nach Unternehmensgröße ist nicht möglich.
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 7. Wie viele Arbeitnehmer konnten nach Kenntnis der Bundesregierung 
durch Weiterbildung im Rahmen dieses Gesetzes ihre Beschäftigungssi-
tuation verbessern?

Die Frage kann im Rahmen der statistischen Auswertung nicht beantwortet 
werden. Es ist aber anzunehmen, dass erweiterte berufliche Kompetenzen im 
Unternehmen genutzt und Beschäftigungschancen grundsätzlich verbessert 
werden. Dies gilt insbesondere für berufsabschlussbezogene Weiterbildungen. 
Es kann auch davon ausgegangen werden, dass eine grundsätzlich notwendige 
Mitfinanzierung der Weiterbildung Beschäftigter durch die Betriebe in der Re-
gel nur bei fortbestehendem Beschäftigungsinteresse erfolgt.

 8. Wie hoch ist das Durchschnittsalter der Arbeitnehmer, die an Weiterbil-
dungsmaßnahmen teilgenommen haben?

 9. Wie sah nach Kenntnis der Bundesregierung die Qualifikationsstruktur 
der Beschäftigten vor Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen aus (bitte 
nach Abschluss und Beruf aufschlüsseln)?

Im Jahr 2019 hatten nach Angaben der BA im Rahmen der Beschäftigungsqua-
lifizierung 41 Prozent der Teilnehmenden vor Beginn der Maßnahme einen Be-
ruf mit dem Anforderungsniveau „Helfertätigkeit“ ausgeübt, während 47 Pro-
zent zuvor als Fachkraft beschäftigt waren.

10. Wie sieht nach Kenntnis der Bundesregierung die Qualifikationsstruktur 
der Beschäftigten nach Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen aus 
(bitte nach Abschluss und Beruf aufschlüsseln)?

Hierzu liegen der Bundesregierung für den Zeitraum nach Inkrafttreten des 
Qualifizierungschancengesetzes noch keine Erkenntnisse vor.
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